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«Die Schule
wird für Ideologien missbraucht»
Der renommierte Kinderpsychologe Allan Guggenbühl hadert mit der Bildungselite. Im Gespräch mit Sebastian Briellmann erklärt er,
warum Buben im Unterricht benachteiligt werden – und weshalb die pädagogischen Hochschulen daran schuld sind

Herr Guggenbühl, wären die Schu-
len ein Paradies, wenn da nur nicht die
Buben wären?
Das wären sie eindeutig nicht. Auch
Mädchen haben ihre Schattenseiten. Sie
können etwa Lehrer besser manipulie-
ren, um ihre Interessen durchzusetzen.

Erzielen Mädchen deshalb die besseren
Noten, auch bei gleicher Leistung? Die
Benachteiligung der Buben ist belegt.
Ja,Mädchen werden bevorteilt, aber das
geschieht unbewusst. Weil sie eben an-
genehmer sind, weil sie realisieren, dass
es um persönlichen Kontakt geht. Sie
sagen oft, was die Lehrerin hören will.
Buben prahlen gerne mit ihren Taten.

Warum haben Buben die Neigung zum
Störenfried?
Weil sie gerne polarisieren, das Extreme
suchen. Hinter dem «Blöd-Tun» ver-
steckt sich ein Versuch der Beziehungs-
aufnahme – zur Lehrerin oder zu den
Kollegen.Man gibt sich eine Bühne.Auf
diese Weise finden sie ihre Position in
der Klasse: Einer ist der Witzigste, Ge-
scheiteste, Stärkste, und einer ist auch
der «dumme Siech» – aber selbstver-
ständlich sind sie alle Kollegen.

Warum können Lehrer mit diesem Ver-
halten so schlecht umgehen, so dass es in
Benachteiligung mündet?
Mit dem Beziehungs-Talk, der heute
empfohlen wird, erreicht man viele
Buben nicht. Fragen wie «Wie fühlst du
dich?» oder «Wie geht es dir?» überfor-
dern sie. Was ankommt, sind konkrete
Fragen und Themenvorschläge.Wie war
der Fussballmatch am Wochenende?
Was macht deine Sammlung von Stei-
nen? Zeigt man aufrichtige Neugierde
an ihren Interessen, dann kann man eine
Beziehung aufbauen.BeiMännerfreund-
schaften verhält es sich ähnlich. Das Per-
sönliche anzusprechen, ist nicht zwingend
notwendig für eine gute Beziehung.

Das klingt altmodisch. Heute gilt, dass
man auf jedes Kind individuell ein-
gehen solle. Nach dem Gemütszustand
zu fragen, ist doch rücksichtsvoll.
Das Problem ist, dass viele Kinder ihre
Emotionen nicht mit der Lehrerin teilen
wollen. Im Schulkontext halten sie sich
mit persönlichen Aussagen zurück. Sie
wollen sich schützen. Das Fragen nach
ihren Gefühlen erleben sie als Heuche-
lei oder Psychokitsch. Wenn den Leh-
rern Gefühle wichtig sind, dann sollen
sie entsprechend handeln, das genügt.

Warum? Persönliche Nähe ist per se
positiv . . .
Sicher, doch wenn sie systematisch und
als didaktisches Mittel eingesetzt wird,
dann droht ein Kontraeffekt. Schulklas-
sen sind keine Gemeinschaft von Freun-
den, sondern Zwangsgemeinschaften, in
denen jeder seine Rolle findenmuss.Ein
Abbild der Gesellschaft.

Also herrscht an den Schulen zu viel
«Gschpürsch-mi-fühlsch-mi»?
Ja. Das Problem sind nicht die Leh-
rer, die geben sich wirklich Mühe. Es ist
der aktuelle pädagogische Diskurs, der
auch in den pädagogischen Hochschulen
dominiert: Gentle Teaching. Der Leh-
rer wird aufgefordert, die Schüler mit
einer quasitherapeutischen Brille anzu-
gehen, damit diese ihre Probleme erken-
nen,Hilfe annehmen, freiwillig kooperie-
ren und selbsttätig lernen. Je mehr Er-
wachsene sich persönlich um die Schüler
kümmern, desto besser.Diese Gleichung
stimmt jedoch nicht. Je mehr Erwachsene
im Schulzimmer sind, desto schwächer
ist der Gruppenzusammenhalt der Kin-
der. Die Gemeinschaft mit all ihren Vor-
und Nachteilen leidet – und es kommt zu
einer Zunahme von Störenfrieden.

Was wäre zu tun, wie würden Sie kon-
kret unterrichten?

Letzten Herbst war ich in einer Klasse,
die niemand unterrichten wollte. Es be-
grüssten mich lauter coole, zynische
Jungs, die mit Psychologen gar nichts
am Hut hatten. Ich war ratlos und sagte
spontan: «Ich weiss nicht, ob ich mit euch
arbeiten will, ich arbeite nur mit Win-
nern, Loser interessieren mich nicht!»
Das war politisch nicht ganz korrekt,
doch ihre Lebensgeister wurden ge-
weckt. Sie begehrten auf und wollten mir
beweisen, dass sie Winner sind. Darum
waren sie bereit, mit mir zu arbeiten.

Das mag ja sein, zementiert jedoch kli-
schierte Rollenbilder.
Klischees enthalten aber oft einen Kern
Wahrheit.Wennman Buben als Gruppe
anspricht, braucht es eine andere Spra-
che als im Einzelkontakt. Man muss
sich inszenieren.

Sie sagen, dass diese falsche Heran-
gehensweise an den pädagogischen
Hochschulen geprägt werde. Wie kann
es sein, dass man sich dort so verschätzt?
Weil vergessen wird, dass es sich bei
der Schule um eine anarchische Insti-
tution handelt. Das Geschehen wird
von unzähligen schwer kontrollier-
baren Faktoren beeinflusst. Lehrer sind
permanent mit Chaosabwehr beschäf-
tigt. Der Unterricht basiert heute je-
doch auf Vorstellungen, wie das Leben
sein sollte. Diese Haltung wird den Kin-
dern oktroyiert. Durch diese ideologi-
sche Verblendung wird die Schule nun
allerdings zu einem Objekt der Arbeit
an einer besseren Gesellschaft. Das ist
nicht zumWohle der Kinder.

Jetzt übertreiben Sie.
Nein. Die Hochschulen brauchen dring-
lichst Praktiker. Die Benachteiligung der
Buben ist auch eineAuswirkung einer all-
gemein akzeptierten Gesellschaftskritik
an Männern. Man erkennt Problemati-
ken – und das ist auch gut –, doch proble-
matisch ist, dass man sie über die Schule
beheben will. Sie wird zweckentfremdet
und droht ideologisiert zu werden.Guter
Unterricht beruht auf der Reflexion prak-
tischer Erfahrungen und kaum auf den
Erkenntnissen evidenzbasierter For-
schung. Es herrscht jedoch der Irrglaube,
dass die Forschung mehr zur Schule zu
sagen habe als die Männer und Frauen
an der Front. Man richtet sich nach Uto-
pien aus und vergisst die Bedürfnisse und
Möglichkeiten der Kinder.

Welche Utopien finden denn denWeg an
die Schulen?
Es geht um Vorstellungen à la: Alle
werden sich besser verstehen, wenn sie
sich gegenseitig zuhören, sich soziale
Kompetenzen aneignen. Es geht um
die Gleichheit der Geschlechter oder
Empathie als Zaubermittel. Schulen
sind ein konservatives Element, keine
Innovationsstätten. Sie sollen Traditio-
nen weitergeben und aufzeigen, wie das
Leben ist – und nicht so, wie es sich die
Verantwortlichen an den pädagogischen
Hochschulen vorstellen.

Stellen sich diese eine woke Schule vor?
Staatliche Institutionen neigen dazu,
woke zu werden. Sie geben sich denAuf-
trag, die Gesellschaft zu verändern und
eine Vision zu vertreten, statt demVolk
zu dienen.

Was Sie beschreiben, klingt wie ein
gerne geäusserter Vorwurf: Der Lehrer-
beruf ist feminisiert, die Interessen der
Buben werden rasch als problematisch
eingestuft. Sie nehmen aber die Lehrer
von Ihrer Kritik aus.
Nein, aber so,wie Sie es schildern, klingt
es so, als ob die Krise der Buben vor
allem an den Lehrerinnen liege. Das
stimmt nicht. Ich habe viel mit Lehre-
rinnen zu tun, die super mit Buben um-
gehen. Das Problem liegt am aktuel-
len pädagogischen Diskurs. Zum Bei-
spiel die Idee des selbsttätigen Lernens.
Tönt gut. An Hochschulen wird das als
der Weisheit letzter Schluss betrachtet.
Das Problem ist jedoch, dass Buben sich
selbsttätig anderem, oft nicht schulkon-
formem Stoff zuwenden. Sie passen sich
nicht den impliziten Erwartungen an.

Diese benachteiligende Form des
Unterrichts ist nicht neu. Sie schrieben
vor zwanzig Jahren das Buch «Kleine
Machos in der Krise», der Kinder-
arzt Remo Largo sagte nur wenig spä-
ter: «Der gute Schüler von heute ist ein
Mädchen.» Wie kann es sein, dass man
das so lange Zeit akzeptiert?
Wir weigern uns, den Fakt der Benach-
teiligung anzuerkennen. Warum, weiss
ich auch nicht. Wahrscheinlich wegen
der verakademisierten Bildungselite, die
die Schule als Projektionsfläche für Uto-
pien und Ideologien missbraucht.Dabei
ist Schule-Geben wie eine Lehre. Keine
Wissenschaft aus dem Elfenbeinturm.
Die erfahrenen Praktiker hatten bei den

Reformen keine Stimme. Ich habe auch
einmal ein Lehrerdiplom gemacht: Wir
lernten das Unterrichten dank erfahre-
nen Lehrern, die alles erlebt haben, auch
schlimmeKlassen.DieTheorie war auch
nett, durchaus interessant, aber oft we-
nig hilfreich für die pädagogische Praxis.

Befürworter der heutigen, progressi-
ven Schule entgegnen: Warum dieser
Aufstand? Mädchen und Frauen haben
lange genug gelitten – aber nur wegen
der armen Buben empört man sich?
Es geht nicht um arme Buben, son-
dern einen Unterricht, der beiden Ge-
schlechtern gerecht wird. Dass es zu
einem Backlash kommt, verwundert
mich nicht, wenn man sieht, wie heute
übertrieben wird – und Buben effektiv
benachteiligt werden.

Wie kommen die Schulen wieder zurück
in die Spur?
Schulen kann man als wohlwollende
Unterwerfungsinstitution verstehen. Es
ist kulturell notwendig, dass sich Schüler
unseren Normen und Werten anpassen.
Das gilt auch bei Herausforderungenmit
Migranten aus anderen Kulturen. Schu-
len sind keine Selbstverwirklichungs-
arenen. In diesem Sinne braucht es die
Autorität des Lehrers, die Anpassung
einfordert, auf eine persönliche, gut-
mütige Art. Dies ist vor allem bei Kin-
dern aus patriarchalen Kulturen wichtig.

Machos wie Donald Trump oder
Andrew Tate sind längst wieder in.
Zu wenig gelebte Männlichkeit führt zu
extremen Formen desMachismo. In den
Schulen versagen wir, weil wir es nicht
hinbekommen, eine zivilisierte Form
vonMännlichkeit zu leben.Es ist jedoch
problematisch, wenn Männlichkeit per
se als toxisch beschrieben wird.Wir wis-
sen dank Untersuchungen, dass heute
schon kleine Buben in den Schulen das
Gefühl haben, sie würden benachteiligt.
Und dann irgendwann selbst glauben,
dass sie toxisch seien.

Was macht die Bevorteilung eigentlich
mit den Mädchen?
Mädchen wünschen sich eigentlich das-
selbe wie Buben. Sie vermissen den Ty-
pen, der sein kann, wie er ist. Deshalb
finden sie den Macho attraktiver denn
je. Kann das das Ziel sein?

Müsste man deswegen zurück zum ge-
schlechtergetrennten Unterricht? Mäd-
chenschulen erfreuen sich grosser Be-
liebtheit, obschon sie staatlich unter
Druck geraten.
Ich bin ein Verfechter verschiedener
Schulformen. Es braucht für mich nicht
zwingend geschlechtergetrennte Schu-
len, aber Teile des Unterrichts getrennt
zu absolvieren, halte ich für sinnvoll.

Was bedeutet der Status quo, dass immer
mehr junge Frauen die Matur machen,
in vielen Studiengängen die Mehrheit
stellen – oder zumindest stark aufholen?
Es ist für die Gesellschaft nicht gut,
wenn wichtige Berufe fast ausschliess-
lich von einemGeschlecht ausgeübt wer-
den.Durchmischung ist wichtig, daMän-
ner in Berufen oft andere Ziele verfol-
gen, mehr wagen und hinterfragen. Die
männliche Neigung zu Disruption droht
bei Psychologen, Ärzten und bei Leh-
rern zu fehlen. Es gibt eine eigenartige
Entwicklung: Das Ziel ist es ja, dass alle
Berufe allen offenstehen, aber nun er-
leben wir eine Separierung. So züchten
wir eine Zweiklassengesellschaft heran.

Aber wer ein Handwerk erlernt, verdient
heute bisweilen mehr als einAkademiker.
Das stimmt. Dennoch ist es nicht gut,
wenn zumindest im tertiären Bildungs-
bereich eine Separierung entsteht.
Es braucht in allen Lebensbereichen
männliche und weibliche Fähigkeiten
und Eigenschaften.

Die Bedürfnisse der Buben werden in der Schule nur mangelhaft befriedigt. HISTORIC PHOTO ARCHIVE / GETTY
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«Staatliche Institutionen
neigen dazu, woke
zu werden. Sie geben
sich den Auftrag,
die Gesellschaft
zu verändern und
eine Vision zu vertreten.»
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Die SP propagiert eigene Arztpraxen für Zürich
Mit dem Vorstoss will die Partei die Gesundheitskosten senken – die bürgerliche Seite ist skeptisch

JAN HUDEC

Für die Stadtzürcher SP scheint gerade
nichts zu gross zu sein. Sie will jährlich
200 Millionen Franken ausgeben, um
mit einem «Kaufkraftpaket» zugunsten
der Stadtbevölkerung den öV, die Kran-
kenkassenprämien und die Kitas zu ver-
billigen. Die Tranche von 110 Millionen
Franken (die Stadt spricht von 140 Mil-
lionen) für den öV haben die Stimm-
berechtigten Ende September bereits
bewilligt – im November geht es nun
um die Prämienverbilligung.

Aber das ist nicht alles. Die SP will
nun auch, dass die Stadt stärker im Ge-
sundheitswesen mitmischt: eigene Per-
manencen eröffnet, ein Ärztenetzwerk
kreiert, der Bevölkerung ein spezielles
Krankenkassenmodell zur Verfügung
stellt. Gleich sechs Vorstösse wollen die
Sozialdemokraten nach den Herbst-
ferien im Parlament einreichen. Sie hät-
ten monatelang an diesem Paket ge-
arbeitet und auch Gesundheitsökono-
men beigezogen, sagt der SP-Gemeinde-
rat Pascal Lamprecht.

Einstelliger Millionenbetrag

Die Ziele der SP sind hoch. Sie will
nicht weniger als die Grundversorgung
stärken, finanzielle Fehlanreize be-
kämpfen und die Gesundheitskosten
senken – also jenes Problem angehen,
das den Schweizerinnen und Schwei-
zern gemäss Sorgenbarometer am meis-
ten auf den Nägeln brennt. Dazu müsse
zunächst aber Geld investiert werden.
Wie viel die Umsetzung kosten soll, ist
noch nicht klar. Lamprecht spricht von
einem einstelligen Millionenbetrag.
«Die Gesundheitskosten belasten die
Bevölkerung immer stärker», sagt er.
«Gewisse Faktoren wie den demografi-
schen Wandel können wir nicht beein-
flussen.Aber es gibt im System auch In-
effizienzen und Fehlanreize. Hier muss
nun die Stadt aktiv werden – auch weil
Bund und Kanton ihre Verantwortung
nicht wahrnehmen.»

Aus Sicht der städtischen SP soll die
Stadt dazu tief in den Markt eingreifen.
Dies sind die zentralen Punkte ihres
Massnahmenpakets:

� Die Stadt soll ein eigenes Ärztenetz-
werk aufbauen und die Zusammen-
arbeit unter den verschiedenen Leis-
tungserbringern verbessern. Dazu soll
sie Leistungsvereinbarungen mit Haus-
und Kinderärzten sowie Psychologen
und Psychiatern abschliessen. Diese
stehen aber nur jenen Praxen offen, die
«nicht im Besitz von Krankenkassen
oder renditeorientierten Grossunter-
nehmen sind und keine mengenabhängi-

gen Lohnmodelle anwenden». Innerhalb
des Netzwerks sollen Qualitätsstandards
etabliert werden. Zudem müssen sich
die Praxen bereit erklären, sich einem
einheitlichen Patientenadministrations-
system anzuschliessen und Infrastruktur
mit anderen Praxen zu teilen.

� An mehreren Standorten auf dem
Stadtgebiet soll die Stadt ambulante
Permanencen aufbauen. Um eine flä-
chendeckende Versorgung zu gewähr-
leisten, soll auch die Kooperation mit
bestehenden Leistungserbringern ge-
prüft werden, sofern sie keinen Gross-
unternehmen oder Krankenkassen ge-
hören. Primär sollen die Permanencen
aber durch die Stadt betrieben werden.
Sie sollen niederschwellige Anlaufstel-
len sein, die an sieben Tagen pro Woche
geöffnet sind. Dadurch sollen die Not-
fallstationen in den Spitälern entlas-
tet werden, die sich heute zum Teil um
Bagatellfälle kümmern müssen – und
dies zu hohen Kosten.

� Die Stadt soll eine Public-Health-
Strategie erarbeiten. Sie soll aufzeigen,
wie der Zugang zur medizinischen Ver-

sorgung für die gesamte Bevölkerung
sichergestellt und – wo nötig – gezielt
ausgebaut werden kann. Besonders zu
berücksichtigen seien dabei «Perso-
nen mit Migrationshintergrund oder
sprachlichen Barrieren – einschliess-
lich Sans-Papiers –, Menschen mit Be-
hinderungen, Personen mit spezifischen
oder chronischen Erkrankungen, Men-
schen mit geringem Einkommen so-
wie Transpersonen, nonbinäre oder der
LGBTQI+ bzw. der queeren Commu-
nity zugehörige Menschen». Die Stra-
tegie solle regelmässig dem Gemeinde-
rat vorgelegt werden, damit das Parla-
ment «bei Bedarf gezielt weitere Mass-
nahmen beschliessen kann».

Die SP erhofft sich, dass Patienten auf-
grund des Ärztenetzwerks und der wei-
teren Massnahmen schneller einen Ter-
min erhalten, dass sie am richtigen Ort
behandelt werden und es weniger Dop-
pelspurigkeit gibt. «Gewisse Abklä-
rungen werden mehrfach oder unnöti-
gerweise getroffen», sagt Lamprecht.
«Auch weil die Ärzte für Absprachen
untereinander kaum Zeit haben und
diese nicht vergütet werden.» Inner-

halb des Netzwerks solle die Koordi-
nation besser funktionieren, wovon
am Ende der Patient profitiere. Die
ans Netzwerk angeschlossenen Ärz-
tinnen und Ärzte müssten zudem dar-
auf achten, ihre Behandlungen «konse-
quent am medizinischen Nutzen auszu-
richten». Heute sei es so, dass gewisse
Leistungen primär erbracht würden,
weil sie gut vergütet seien.

Wer sich in diesem Netzwerk be-
handeln lassen will, soll im Idealfall
auch von einem «attraktiven Kranken-
kassenmodell zu möglichst fairen Prä-
mien» profitieren können. Die Stadt
soll sich dazu mit den Krankenver-
sicherern an einen Tisch setzen. «Viel-
leicht kann unser Modell auch zum
Vorbild für die Schweiz werden», sagt
Lamprecht.

«Die falsche Richtung»

Die bürgerliche Gesundheitspolitike-
rin Marita Verbali betrachtet das Vor-
haben mit Skepsis. Sie räumt zwar ein,
dass die SP mit ihren Vorstössen durch-
aus reale Herausforderungen im Ge-
sundheitswesen anspreche wie den

Fachkräftemangel, lange Wartezeiten
und die hohe Belastung in der Grund-
versorgung. «Doch die vorgeschlage-
nen Lösungsansätze gehen in die fal-
sche Richtung», sagt sie.

Die Stadt würde damit in Bereiche
eingreifen, die in der Zuständigkeit des
Kantons lägen. «Die neuen Strukturen,
die die Stadt schaffen soll, helfen zu-
dem nicht gegen den Fachkräftemangel.
Es gibt deswegen nicht plötzlich mehr
Hausärzte.» Zusätzliche Angebote in
der heute schon recht gut versorgten
Stadt könnten dazu führen, dass Perso-
nal aus Gemeinden abwandere, in denen
die Versorgungsprobleme grösser seien,
sagt Verbali. «Dann würde sich dort die
Lage nur noch weiter verschärfen. Sozial
wäre das sicher nicht.»

Aus liberaler Sicht brauche es keine
zusätzlichen städtischen Gesundheits-
betriebe oder Leistungsaufträge, son-
dern kostendeckende Tarife sowie klare
Rahmenbedingungen auf kantona-
ler Ebene und auf Bundesebene. Dies
würde dafür sorgen, dass Ärzte, Pflege-
fachkräfte und Therapeuten ihren Be-
ruf gerne ausübten und die Versorgung
dort verbessert werde, wo sie tatsächlich
unter Druck stehe. Parallelstrukturen in
der Stadt erzeugen laut Verbali unnötige
Kosten ohne klar erkennbaren Mehr-
wert. Und dies zu einem Zeitpunkt, da
die Finanzlage der Stadt ohnehin schon
angespannt ist.

Entgegen dem Trend

Lamprecht rechnet sich für das Vor-
haben dennoch gute Chancen aus. Die
SP habe von anderen Parlamentariern
positive Rückmeldungen erhalten. «Es
ist ein ausgewogenes Paket, das mehr-
heitsfähig sein könnte.» Prognosen seien
freilich schwierig, da die Vorstösse wohl
erst nach den Wahlen in den Rat kämen.
Die Mehrheitsverhältnisse könnten sich
dann möglicherweise verändert haben.

Interessant wird sein, wie sich der
Stadtrat positioniert. Er wollte sich in
letzter Zeit eigentlich eher aus dem
Gesundheitswesen zurückziehen. So
machte er sich stark für eine Verselb-
ständigung der Stadtspitäler, die heute
Teil der Verwaltung sind. Doch die rot-
grüne Parlamentsmehrheit votierte da-
gegen. Der «Pseudowettbewerb» im Ge-
sundheitswesen sei gescheitert, hiess es
damals von links, das Parlament müsse
beim Spital mitreden können.

Triemli und Waid beweisen aller-
dings, dass sich behördliches Engage-
ment im Gesundheitswesen nicht kos-
tensenkend auswirkt – ganz im Gegen-
teil: Kein Spital im Kanton hat in den
letzten zehn Jahren so hohe Defizite ge-
schrieben wie das Stadtspital.

Die SP glaubt das Rezept für ein effizienteres Gesundheitswesen zu kennen – doch zuerst müsste investiert werden. ANNICK RAMP / NZZ

Angebliche Unterhosen-Kontrolle führt zu Kündigung
Ein Bademeister erhält vor Gericht teilweise recht – der Arbeitgeber hatte einen Überlegungsfehler gemacht

CLAUDIA REY

Für Herrn A. beginnt der Frühling 2024
erfreulich. Er hat einen neuen Job: Ab
dem 1. April soll er für eine Zürcher
Gemeinde im Sommer als Bademeister
arbeiten, im Winter als Eismeister. Doch
die Eisbahn wird der Mann nie betre-
ten. Denn schon während der Probezeit
kommt es zu einem Zerwürfnis mit dem
Arbeitgeber. Und Herrn A. wird noch in
der Probezeit gekündigt. Völlig zu Un-
recht, wie er findet.

Grund für die Kündigung sind zwei
Vorfälle, die A. und der Arbeitgeber
später vollkommen unterschiedlich be-
schreiben werden. In einem geht es um
eine Unterhose. Im anderen um eine
lange Pause.

Der Arbeitgeber sagt, Herr A. sei
einem Buben aufs Sprungbrett nach-
gelaufen und habe ihm dort die Bade-
hose etwas heruntergezogen, um zu
schauen, ob der Bub darunter eine
Unterhose trage. Aus hygienischen
Gründen ist es in Schwimmbädern ver-

boten, Unterwäsche unter den Bade-
sachen zu tragen. Der Vater des Buben
habe diese «Unterhosen-Kontrolle»
beobachtet. Anschliessend habe er sich
beim Kassenpersonal des Schwimm-
bads über das schroffe Vorgehen des
Bademeisters beschwert und gedroht,
diesen anzuzeigen.

Ein anderes Mal habe sich Herr A.
von der Arbeit entfernt unter dem Vor-
wand, kurz seine Kinder abholen zu
müssen. Tatsächlich sei er für rund eine
Stunde weg gewesen – um das Sporttrai-
ning seines Sohnes zu leiten.

Aussage gegen Aussage

Der Bademeister selbst erzählt den
Hergang der beiden Vorfälle völ-
lig anders. Er sagt, er habe den Buben
auf dem Sprungbrett lediglich gebe-
ten, die Unterhose, wie es sich gehöre,
in der Umkleidekabine auszuziehen.
Das habe der Bub «freundlich akzep-
tiert». Danach sei plötzlich ein erwach-
sener Mann, der die Situation beobach-

tet habe, sehr aggressiv auf ihn zuge-
stürmt und habe ihn verbal angegriffen.
Er selbst habe dann dem Mann mit der
Polizei gedroht. Dieser habe sich wieder
beruhigt und sei gegangen. Zum Fehlen
am Arbeitsplatz sagt A., er habe ledig-
lich nach fünfeinhalb Stunden Arbeit
die ihm zustehende einstündige Pause
in Anspruch genommen.

Herr A. ist überzeugt, dass ihm nur
gekündigt wurde, weil ein Arbeitskollege
sich an ihm rächen wollte. Er habe mit
dem Kollegen Streit gehabt, dieser habe
ihn gemobbt und beschimpft und habe
dem Arbeitgeber schliesslich bewusst
zwei völlig verdrehte Geschichten er-
zählt.All dies habe der Mann in der Ab-
sicht getan, A. loszuwerden.

A. beschwert sich beim Gemeinde-
rat betreffend die Kündigung. Dieser
leitet die Eingabe als Rekurs an den
Bezirksrat weiter, der wiederum weist
den Rekurs ab. Doch Herr A. gibt nicht
auf. Er legt beim Zürcher Verwaltungs-
gericht Beschwerde ein. Er ist überzeugt:
Die Kündigung in der Probezeit war

missbräuchlich. Und er fordert deshalb
eine Entschädigung von 27 395 Franken.

Nun hat das Gericht einen Entscheid
gefällt: «Die Darstellungen der Parteien
widersprechen sich zum Teil erheblich.
Wie sich diese Vorfälle genau zugetragen
haben, kann offenbleiben.» Unbestritten
sei, dass A. an beiden Vorfällen beteiligt
gewesen sei und sein Verhalten während
der fraglichen Geschehnisse den Arbeit-
geber dazu veranlasst habe, wiederholt
ein klärendes Gespräch zu suchen.

Rechtmässige Entlassung

Sowohl A. als auch seinem Chef sei es
misslungen, in der Probezeit ein Ver-
trauensfundament für ein langfristi-
ges Arbeitsverhältnis aufzubauen. Die
Kündigung in der Probezeit sei deshalb
rechtmässig. Die Gemeinde begründe
die Kündigung mit dem ungenügen-
den Verhalten von Herrn A. und einem
damit einhergehenden Vertrauensver-
lust. Das reiche als Begründung für eine
Kündigung in der Probezeit aus.

Trotzdem erhält der Bademeister
nun noch Geld von seinem ehemali-
gen Arbeitgeber. Dieser muss ihm den
Lohn für eine weitere Arbeitswoche
überweisen. Denn der Arbeitgeber
hatte einen kleinen Überlegungsfehler
gemacht – und Herr A. hatte diesen
entdeckt. Die Gemeinde hatte die Kün-
digung am 25. Juni 2024 abgeschickt
und war davon ausgegangen, dass ab
diesem Zeitpunkt die einwöchige Kün-
digungsfrist laufe. Tatsächlich beginnt
diese allerdings erst mit der Zustellung
der Kündigung.

Und Herr A. liess sich viel Zeit mit
dem Abholen des Einschreibens – näm-
lich eine ganzeWoche.Er holte den Brief
erst am 1. Juli bei der Post ab. Somit be-
gann die Kündigungsfrist erst ab dann
zu laufen. Und damit war Herr A. offi-
ziell eine Woche länger im Schwimmbad
angestellt, als es sein Arbeitgeber ange-
nommen hatte.

Urteil VB.2024.00 655 vom 26. 3. 2025, der
Entscheid ist rechtskräftig.


